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Ampelkoalition beantragt Einsetzung einer Enquete-Kommission zur Aufarbeitung der 
Flutkatastrophe – Umfassender Untersuchungs- und Aufgabenkatalog der Kommission vorgestellt 
 
Mainz. Die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP im rheinland-pfälzischen Landtag 

haben heute in Mainz einen Antrag auf Einsetzung einer Enquete-Kommission „Konsequenzen aus der 

Flutkatastrophe im Ahrtal: Erfolgreichen Katastrophenschutz gewährleisten, Klimawandel ernst nehmen 

und Vorsorgekonzepte weiterentwickeln“ vorgestellt. Mitgetragen wird dieser von der Fraktion Freie 

Wähler. Die CDU prüft derzeit ihren Beitritt.  

 

Aufgabe der Enquete-Kommission soll zunächst eine Dokumentation, Untersuchung und Analyse von 

Gründen, Ablauf und Folgen der Flutkatastrophe vom 14. Juli 2021 sein. Auf dieser Basis und auf 

Grundlage eines umfassenden inhaltlichen Aufgabenkatalogs der Kommission sollen Empfehlungen 

erarbeitet werden, die im Kern der verbesserten Vorsorge und dem verbesserten Schutz der Menschen 

und ihres Eigentums, aber auch der Optimierung von Meldesystemen, Einsatzkoordinierung, 

Hilfsmaßnahmen sowie Flächen- und Raumplanung bei extremen Wetterereignissen wie insbesondere 

Starkregen katastrophalen Ausmaßes dienen.  

 

Der Antrag auf Einsetzung soll bereits in der kommenden Sondersitzung des Landtags am 31. August 

beschlossen werden. Der Enquete-Kommission sollen dann 17 Mitglieder angehören, elf davon aus den 

Reihen des Landtags und sechs externe Sachverständige aus Wissenschaft und Praxis. Die Kommission 

soll im Oktober ihre Arbeit aufnehmen und dem Landtag bis Mitte 2023 einen Abschlussbericht 

vorlegen. In diesem Zeitraum ihrer Arbeit kann die Enquete Zwischenberichte veröffentlichen, zudem 

sind all ihre Sitzungen öffentlich. 

 

Sabine Bätzing-Lichtenthäler, Fraktionsvorsitzende der SPD, sagte: 

 

„Auf Grundlage unseres Beschlusses werden sich Kommission und Landtag sehr ernsthaft und 

konzentriert mit den Gründen, Ereignissen und Abläufen vor und nach der verheerenden 

Flutkatastrophe auseinandersetzen.  

 

Anspruch und Aufgabe dieser Kommission liegt insbesondere auch darin, richtige Schlüsse zu ziehen und 

diese in Empfehlungen münden zu lassen, um den Menschen auch in Zeiten des Wandels eine sichere 

Heimat und verlässliche Orientierung zu bieten. Empfehlungen, mit denen man Menschen noch besser 

warnen, schützen und im Notfall gut mit Hilfe versorgen kann. Empfehlungen, wie man Häuser, Straßen 
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und Versorgungsstrukturen noch besser vor solch extremen Wettereignissen in Zeiten des Klimawandels 

absichern kann.  

 

Deshalb sind wir überzeugt, dass eine Enquete-Kommission mit ihrer tiefgehenden Analyse, aber eben 

auch dem offenen Austausch mit Sachverständigen der bessere Weg ist als der von CDU sowie AfD 

angekündigte Untersuchungsausschuss, der nur zurückblickt. Auch das Vorschalten eines solchen 

Ausschusses würde die Arbeit einer Enquete-Kommission unnötig verzögern, zumal bis heute außer der 

Ankündigung nichts vorliegt, unser Enquete-Antrag hingegen fertig ist.“ 

 

Dr. Bernhard Braun, Fraktionsvorsitzender der GRÜNEN, erläuterte: 

 

„Die Flutkatastrophe muss eine Zäsur für die Politik bedeuten. Eine solche Katastrophe darf sich in 

unserem Land nicht wiederholen. Eine aktuelle Studie zeigt, dass aufgrund der Klimaerhitzung schon 

jetzt an jedem beliebigen Ort in Rheinland-Pfalz die Gefahr eines vergleichbaren Starkregenereignisses 

mehrfach erhöht ist. Wenn ein solches Schreckensszenario wieder eintritt, müssen wir bestmöglich 

vorbereitet sein. Die Enquete-Kommission soll uns durch eine genaue Analyse der Ursachen der 

Flutkatastrophe dazu befähigen, die notwendigen Veränderungen zu erkennen und auch 

herbeizuführen. 

 

Wir brauchen einen Katastrophenschutz, der auf Grundlage dieser Erkenntnisse überall in unserem Land 

optimal für ein solches Ereignis aufgestellt ist. Warnhinweise, die zum richtigen Zeitpunkt über die 

richtigen Kanäle abgesetzt werden und die richtigen Adressaten erreichen, sind von zentraler 

Bedeutung. Dazu gehört auch, dass wir im Land ein größeres Bewusstsein für die Gefahr von 

Naturkatastrophen schaffen müssen. Fluchtpunkte und Fluchtwege, wer muss wann und wo evakuiert 

werden, klare und eintrainierte Abläufe für den Katastrophenfall – all das ist zu benennen. Die Enquete 

soll uns Hinweise geben, wie wir das möglichst bald flächendeckend umsetzen können.“ 

 

Philipp Fernis, Fraktionsvorsitzender der FDP, betonte: 

 

„Die verheerende Flut im Ahrtal ist die schwerste Katastrophe in der Geschichte des Landes Rheinland-

Pfalz. Die unmittelbare Unterstützung der Menschen vor Ort und der schnelle Wiederaufbau der 

betroffenen Region haben hohe politische Priorität.  

 

Gleichzeitig ist es wichtig, die Ursachen der Flutkatastrophe zu ergründen. Gemeinsam mit Expertinnen 

und Experten aus unterschiedlichen Bereichen der Wissenschaft, aus Verbänden und der öffentlichen 

Verwaltung wollen wir das schlimme Ereignis überparteilich aufarbeiten.  

 

Entscheidend ist, dass aus den Arbeitsergebnissen der Kommission konkrete Maßnahmen abgeleitet 

werden, die dabei helfen, vergleichbare Ereignisse in Zukunft zu verhindern. Für uns ist es wichtig, dass 

sich die Kommission sachlich und unvoreingenommen mit den diversen Vorgängen rund um den Abend 

des 14. Juli befasst.“ 
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